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Ideologiebefreite Verkehrspolitik

Verkehr  81

In keinem anderen Gebiet manifestierten sich so viele Folgen linker 
Ideologie wie in der Verkehrs- und Infrastrukturpolitik. Die unge-
bremste Zuwanderung brachte das System an den Rand des Zusammen-
bruchs, was nicht nur Autofahrer, sondern auch ÖV-Pendler tagtäglich 
zu spüren bekommen. Der Ausbau des Strassennetzes vermag mit dem 
Bevölkerungswachstum nicht Schritt zu halten, und Autofahrer 
 werden regelrecht als Feinde behandelt, als würden sie nur zum Zeit-
vertreib in der Gegend herumkurven. Vor allem in den linksdominierten 
Städten scheint jedes Mittel gerechtfertigt, um Verhältnisse zu scha�en, 
wie sie vor 200�Jahren in abgelegenen Dörfern herrschten. Dabei wird 
ausgeblendet, welche enormen Fortschritte in Bezug auf die Umwelt-
belastung durch Spitzentechnik erzielt werden konnten.
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82  Verkehr

Dabei wäre ein Gesamtverkehrssystem, 
das ohne Feindbilder auskommt, für die 
Zürcher Volkswirtschaft von zentraler 
Bedeutung. Der Individualverkehr muss 
weiter eine tragende Rolle spielen, ist der 
öffentliche Verkehr doch ausserstande, 
weitere grössere Anteile des Gesamtver-
kehrsaufkommens zu übernehmen. Auch 
künftige Mobilitätsformen werden – un-
abhängig von ihren Antriebskonzepten 
oder ihres Autonomiegrades – Strassen-
raum beanspruchen. Die Verkehrspolitik 
der SVP orientiert sich an den anspruchs-
vollen Bedürfnissen der Volkswirtschaft 
des Kantons und zielt auf ein Nebenein-
ander der Verkehrsträger und einen nach-
frageorientierten Ausbau derselben.

Leider wird die Verkehrspolitik zuneh-
mend von Egoismus («nicht vor meiner 

Haustür») und von Ideologie («Verban-
nung des Privatverkehrs») geprägt. Dies 
führt dazu, dass bei den erforderlichen 
Interessenabwägungen den Aspekten 
Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und Leis-
tungsfähigkeit des Verkehrssystems nur 
noch eine nachrangige Gewichtung 
zugestanden wird. Folge davon ist, dass 
die einen Verkehrsmittel auf Kosten der 
andern gefördert und gegeneinander 
ausgespielt werden.

Doch Zürich ist als starker Wirtschafts-
standort auf ein leistungsfähiges Verkehrs-
system angewiesen. Gewerbe und KMU 
florieren dank flüssigem Verkehr, internatio-
naler Anbindung und ausreichend dimen-
sionierten Infrastrukturen. Darum stellt die 
SVP den volkswirtschaftlichen Nutzen des 
Verkehrs ins Zentrum ihrer Verkehrspolitik.
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Stopp dem Bussenterror
Die zunehmende Kriminalisierung der Autofahrer nützt  – 
ausser dem Steuersäckel – niemandem. Die offensichtliche Ab-
zockerei durch viel zu hohe Bussen und horrende Gebühren 
in Bagatellfällen macht unbescholtene Bürger zu Kriminellen. 
Das Aufstellen von Radarfallen an möglichst ergiebigen, nicht 
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sicherheitsrelevanten Stellen dient nicht der Verkehrssicher-
heit, sondern den Staats- und Gemeindekassen. Exzessive 
Überschreitungen der gesetzlich vorgegebenen Tempolimiten 
durch Raser sind dagegen konsequent und mit aller Härte zu 
bestrafen.
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Für eine sachliche Luftfahrtpolitik
Der Kanton Zürich als Standortkanton des bedeu-
tendsten Flughafens im Land steht in der Pflicht, 
auf Bundesebene dafür zu sorgen, dass die regiona-
len Bedürfnisse in die Entwicklungsplanung des 
Flughafens (SIL-Objektblatt) einfliessen. Der Bun-
desrat muss in Verhandlungen mit Deutschland 
auch das von unserem Nachbarland zum Nachteil 
der Zürcher Flughafenregion einseitig blockierte 
Flughafendossier zur Sprache bringen. Der Flug-
platz Dübendorf bildet eine einzigartige, zu erhal-
tende aviatische Infrastruktur und zugleich Land-
reserve für künftige Generationen. Die SVP erhofft 
sich von der geplanten dreifachen Nutzung durch 
Armee, Forschungs- und Werkflugplatz und Inno-
vationspark ein hohes Synergiepotenzial mit Nut-
zen für den Kanton Zürich. Die konkrete Ausge-
staltung und das Betriebsreglement des 
Flugbetriebes sind unter grösstmöglicher Berück-
sichtigung der Anliegen der umliegenden Gemein-
den vorzunehmen.
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Die Zürcher SVP

 ● verlangt, dass sich die Verkehrspolitik an den Bedürfnissen der Volkswirt-
schaft des Kantons und am Nebeneinander der Verkehrsträger orientiert;

 ● wendet sich gegen flächendeckende Temporeduktionsmassnahmen im  
Strassenverkehr;

 ● lehnt Tempo-30-Massnahmen auf Hauptverkehrsachsen, Hauptstrassen 
und ÖV-Linien grundsätzlich ab;

 ● wehrt sich dagegen, dass der Individualverkehr und der öffentliche Verkehr 
gegeneinander ausgespielt werden;

 ● will, dass das Verkehrswachstum im Privatverkehr durch den Ausbau der  
Hochleistungsstrassen bewältigt wird;

 ● setzt sich für die rasche Realisierung von längst fälligen Ortsumfahrungen 
wie Eglisau und Grüningen ein;

 ● verlangt, dass die Kostenunterdeckung des Zürcher Verkehrsverbundes 
(ZVV) nicht weiter ansteigt;

 ● setzt sich dafür ein, dass die Verkehrsregeln für alle Verkehrsteilnehmer – 
auch für Velofahrer und Fussgänger – gelten;

 ● will, dass alle ländlichen Regionen des Kantons gute Anschlüsse an die mit 
dem STEP2035 massiv ausgebauten Hauptverkehrslinien erhalten;

 ● setzt sich dafür ein, dass die Oberlandautobahn weiterhin in der Botschaft 
zum Ausbauschritt 2023 bleibt und rasch realisiert wird;

 ● will ein weiteres qualitatives Wachstum des Flughafens Zürich ermögli-
chen, wobei den Anliegen der betroffenen Regionen bestmöglich Rech-
nung zu tragen ist;

 ● unterstützt betriebliche und bauliche Massnahmen am Flughafen Zürich, 
welche zur Erhöhung der Sicherheit und Stabilisierung des Flughafens 
beitragen;

 ● verlangt vom Bundesrat, das von Deutschland einseitig blockierte Flugha-
fendossier endlich neu zu verhandeln; 

 ● verlangt einen Stopp des völlig übertriebenen Bussenregimes im Autover-
kehr, das mit Sicherheit meistens nichts zu tun hat;

 ● fordert die Entschlackung des völlig übertriebenen, autofahrerfeindlichen 
Strassenverkehrsgesetzes («Via sicura») auf das Notwendige.
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Energie

Sichere, kostengünstige Versorgung 

Für das Hochlohnland Schweiz und für die Hochlohnregion Zürich ist 
eine sichere und bezahlbare Energieversorgung unverzichtbar. Auf 
diesem Fundament beruhen Produktion, wirtschaftliche Entwicklung 
und Wohlstand. 
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Die «Energiestrategie 2050» des Bundes vernachlässigt dieses Erfordernis 
für Eigenständigkeit, Wohlstand und Freiheit. Dafür beschert sie der 
Schweiz eine wahre Flut neuer Steuern, Gebühren und Abgaben. Orien-
tiert an ideologisch motivierten, mit der Realität nicht in Überein-
stimmung zu bringenden Dogmen, verursacht sie den Bürgerinnen und 
Bürgern Kostenexplosion, Vorschriften und bevormundende Zwänge, 
die der Entwicklung eines freiheitlichen Staates mit freier Wirtschaft nur 
schaden können. Es hat sich insbesondere gezeigt, dass Strom nicht 
einfach im Ausland eingekauft werden kann. Auch hier gilt: Staaten 
haben keine Freunde, sondern Interessen.

Weil die Energiestrategie 2050 den Energiebedarf mit links-grünen 
Lehrsätzen nicht zu decken vermag, ist sie heute bereits als klar ge-
scheitert zu bezeichnen. Die Schweiz – die SVP beansprucht dafür 
eine Führungsstellung – muss den Weg zurück zur Versorgungssicher-
heit, zu Kostentransparenz und Bezahlbarkeit finden und zielbewusst 
einschlagen. 
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88  Energie

Energiebedarf steigt
Der Energiekonsum in unserem Land steigt stetig, obwohl der 
CO2 -Ausstoss pro Haushalt seit dem Jahr 2000 um rund einen 
Drittel zurückgegangen ist. Die von Bundesbern – im Wider-
spruch zum Entscheid von Volk und Ständen an der Urne – 
fahrlässig und verfassungswidrig hingenommene Massenein-
wanderung macht allerdings alle Sparerfolge zunichte. 
Es ist die Masseneinwanderung – von Bundesbern sogar noch 
gefördert –, die der Schweiz eine Energiekrise beschert. Reisst 
der Bundesrat das Ruder nicht herum, sind alle Sparanord-
nungen, Sparaufrufe und Sparbefehle umsonst. Die SVP des 
Wirtschaftskantons Zürich wird das sträfliche Laisser-faire 
Bundesberns bezüglich Masseneinwanderung mit aller mobi-
lisierbaren Kraft auf demokratischem Weg bekämpfen. 

Bewährter Energiemix
Die Schweiz wird auch in Zukunft auf fossile Energieträger (Öl 
und Gas) angewiesen sein. Die SVP unterstützt Bemühungen 
zur Reduktion dieser Abhängigkeit durch Förderung der 
Stromproduktion aus einheimischen Ressourcen.
Dafür einzig auf Wind und Sonne abzustellen, kann den 
Strombedarf der Schweiz freilich nie und nimmer decken. Der 
daraus resultierende Strommangel hätte eine untragbare Ver-
teuerung der Energie zur Folge – zumal die alternative Strom-
versorgung extrem wetterabhängig ist. Das bedeutet, dass für 
Hochnebel-Wetterlagen mit weitgehender Windstille teure 
 Ersatz-Stromproduktion bereitzustellen wäre. Dass das Ver-
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trauen in unerschöpfliche Importmöglichkeiten auf Sand ge-
baut ist, dürfte inzwischen der gesamten Öffentlichkeit klar 
geworden sein.
Die ersten, rasch anzupackenden, aber nur mittelfristig  gewisse 

Entspannung erwarten lassenden Massnahmen sind darauf 
zu konzentrieren, vorhandene Projekte zur weiteren Nutzung 
einheimischer Wasserkraft rasch umzusetzen. 

Die Energie wird teurer
Steigende Energiepreise sind Gift für Wirtschaft und Wohl-
stand. Sie sorgen dafür, dass sämtliche Produktionskosten 
 ansteigen und die Bevölkerung in der Folge weniger Geld im 
Portemonnaie hat. 
Die Energieträger als zusätzliche Steuerquellen zu missbrau-
chen, schadet der Wirtschaft wie der Bevölkerung. Die Kosten 
sowie die ökologischen und wirtschaftlichen Konsequenzen 
der laufend neu aufgelegten Energieverordnungen müssen 
endlich transparent dargelegt werden.
Bereits heute fliessen Milliarden an Abgaben in die Bundes-
kasse und in internationale Kassen. Ein regelrechter Ablass-
handel mit CO2 -Zertifikaten schwächt die Industrie und 
 unsere KMU-Betriebe. Die SVP wird energisch gegen weitere 
Irreführung durch den Staat antreten, der die Kosten der Ener-
giewende mit lächerlichen vierzig Franken pro Haushalt und 
Jahr angegeben hat. Inzwischen sind die Kosten bald auf das 
Fünfzigfache der offiziellen Versprechungen zur Abstimmung 
über die Energiestrategie 2050 explodiert. 
Die SVP setzt sich nachdrücklich dafür ein, dass für Private 
und Unternehmen die freie Wahl der Energieversorgung 
 erhalten bleibt. Und Forschungsverbote sind schleunigst 
 aufzuheben. Die Forschung ist darauf auszurichten, Versor-

A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   89A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   89 09.10.23   14:5109.10.23   14:51



88  Energie

Energiebedarf steigt
Der Energiekonsum in unserem Land steigt stetig, obwohl der 
CO2 -Ausstoss pro Haushalt seit dem Jahr 2000 um rund einen 
Drittel zurückgegangen ist. Die von Bundesbern – im Wider-
spruch zum Entscheid von Volk und Ständen an der Urne – 
fahrlässig und verfassungswidrig hingenommene Massenein-
wanderung macht allerdings alle Sparerfolge zunichte. 
Es ist die Masseneinwanderung – von Bundesbern sogar noch 
gefördert –, die der Schweiz eine Energiekrise beschert. Reisst 
der Bundesrat das Ruder nicht herum, sind alle Sparanord-
nungen, Sparaufrufe und Sparbefehle umsonst. Die SVP des 
Wirtschaftskantons Zürich wird das sträfliche Laisser-faire 
Bundesberns bezüglich Masseneinwanderung mit aller mobi-
lisierbaren Kraft auf demokratischem Weg bekämpfen. 

Bewährter Energiemix
Die Schweiz wird auch in Zukunft auf fossile Energieträger (Öl 
und Gas) angewiesen sein. Die SVP unterstützt Bemühungen 
zur Reduktion dieser Abhängigkeit durch Förderung der 
Stromproduktion aus einheimischen Ressourcen.
Dafür einzig auf Wind und Sonne abzustellen, kann den 
Strombedarf der Schweiz freilich nie und nimmer decken. Der 
daraus resultierende Strommangel hätte eine untragbare Ver-
teuerung der Energie zur Folge – zumal die alternative Strom-
versorgung extrem wetterabhängig ist. Das bedeutet, dass für 
Hochnebel-Wetterlagen mit weitgehender Windstille teure 
 Ersatz-Stromproduktion bereitzustellen wäre. Dass das Ver-

A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   88A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   88 09.10.23   14:5109.10.23   14:51

Energie  89

trauen in unerschöpfliche Importmöglichkeiten auf Sand ge-
baut ist, dürfte inzwischen der gesamten Öffentlichkeit klar 
geworden sein.
Die ersten, rasch anzupackenden, aber nur mittelfristig  gewisse 

Entspannung erwarten lassenden Massnahmen sind darauf 
zu konzentrieren, vorhandene Projekte zur weiteren Nutzung 
einheimischer Wasserkraft rasch umzusetzen. 

Die Energie wird teurer
Steigende Energiepreise sind Gift für Wirtschaft und Wohl-
stand. Sie sorgen dafür, dass sämtliche Produktionskosten 
 ansteigen und die Bevölkerung in der Folge weniger Geld im 
Portemonnaie hat. 
Die Energieträger als zusätzliche Steuerquellen zu missbrau-
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gungssicherheit zu tragbaren Preisen zu gewährleisten. Tech-
nologien nur deshalb unter Forschungsverbot zu stellen, weil 
sie nicht ins grün-linke Umverteilungskonzept passen, ist ver-
werflich. Öffentliche Gelder dürfen nicht für rot-grüne Ener-
gie-Ideologie missbraucht werden. Das oberste Ziel vernünf-
tiger Energiepolitik muss sein, preislich günstige, ausreichend 
verfügbare, unabhängige und umweltfreundliche Energiever-
sorgung sicherzustellen. Diesem Ziel fühlt sich die Energie-
politik der SVP verbunden.

Schädliches Forschungsverbot
In der Diskussion um sichere und bezahlbare Energieversor-
gung darf die CO2 -freie Kernenergie nicht ausser Acht gelas-
sen werden. Gerade zur Nutzung von Kernenergie sind im 
Ausland aufsehenerregende Forschungsergebnisse Tatsache 
geworden. 
Dass die Schweiz bei dieser Forschung nicht dabei ist, obwohl 
sie noch vor wenigen Jahrzehnten in der Forschung zur fried-
lichen Nutzung der Kernenergie in der Spitzengruppe stand, 
hat Schaden angerichtet, den links-grüne Ideologen zu ver-
antworten haben. 
Dass diese Forschung zu früher gravierenden Problemen (Ab-
fall, Kernschmelze) interessante Lösungen vorlegt, müsste 
nach Auffassung der SVP mehr als nur aufmerksam verfolgt 
werden. Denn diese Forschung leistet einen wesentlichen Bei-
trag zur längerfristigen Lösung aller rund um die Energiever-
sorgung existierenden Probleme.
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Die Zürcher SVP

 ● verlangt eine günstige, ausreichend verfügbare, unabhängige und 
 umweltfreundliche Energieversorgung für unsere Unternehmungen und 
Haushalte;

 ● verlangt die Aufhebung des Bauverbots von Atomkraftwerken;

 ● begleitet kritisch die von ihr seinerzeit bekämpfte Energiestrategie 2050 
und wird wirkungslose, teure Fehlentwicklungen zu verhindern suchen; 

 ● tritt an gegen die zu erwartende Verteuerung und Verknappung der 
Energie bei anhaltender Masseneinwanderung;

 ● fordert bei allen Vorlagen der Energiestrategie  2050 volle Kosten-
transparenz; 

 ● wehrt sich dagegen, dass der Import von hoch subventioniertem 
 EU-Strom unsere Wasserkraft ruiniert; 

 ● prüft jede neue Energievorlage kritisch bezüglich Kosten und Nutzen und 
bekämpft die Verteuerung der Energie;

 ● wehrt sich gegen unehrliche links-grüne Machenschaften unter dem 
Stichwort «2000-Watt-Gesellschaft»;

 ● verlangt Planungssicherheit für die Schweizer Energiebranche;

 ● fordert die freie Wahl der Energieversorgungs-Unternehmungen für alle 
Konsumenten, nicht nur für grosse und mittelgrosse Kunden.
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Planungssicherheit für die Schweizer Energiebranche
Investitionen in einheimische Energieanlagen haben wesent-
liche Bedeutung für die Versorgungssicherheit und müssen 
über eine Vollkostenrechnung beschlossen werden. Dazu sind 
 Planung und Rechtssicherheit sowie Kostentransparenz und 
Kostendeckung herzustellen. 
Der Kanton Zürich trägt über seine Beteiligungen Verantwor-
tung für Investitionen im In- und Ausland und hat Rahmen-
bedingungen zu schaffen, die den Energieversorgern eine 
wirtschaftliche Investitionspolitik erlauben und die Versor-
gungssicherheit gewährleisten. Dies gilt insbesondere für die 
bestehenden Energieanlagen, deren Stromproduktion über die 
Konzession geregelt bleiben muss.

Die Eignerstrategie des Kantons Zürich
Die Elektrizitätswerke des Kantons Zürich (EKZ) und die 
Axpo haben primär in einheimische Energieträger zu inves-
tieren. Investitionen in ausländische Windanlagen (z. B. in 
Spanien) sind durch Investitionen in die einheimische Wasser-
kraft und grossflächige Solaranlagen auf Industrie- und land-
wirtschaftlichen Gebäuden zu ersetzen. Die Windenergie 
weist insbesondere im Kanton Zürich ein geringes Potenzial 
auf, welches den landschaftlichen Schaden in keiner Weise 
rechtfertigt.
Zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit mit wetterun-
abhängiger Bandenergie ist auch die Forschung in der Tiefen-
geothermie voranzutreiben.
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Umwelt
Wirkungsvoller Umweltschutz

Die SVP trägt Sorge zur Kulturlandschaft und zur Natur. Ohne gesunde Umwelt 
kein Wohlbefinden und keine Lebensqualität, heute wie in Zukunft. 

Die SVP ist von ihrer ländlich-bäuerlichen Herkunft her stark in der Natur  
verwurzelt. Im Dienst an der Umwelt verfolgt sie eine gesamtheitliche, praxis-
orientierte Politik – basierend auf profundem Wissen um die Zusammenhänge 
einerseits, auf Eigenverantwortung andererseits. 
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Hervorragende Ausgangslage
Zum Schutz unserer Umwelt wurden grosse Fortschritte rea-
lisiert. Noch nie waren Schadstoffe und Emissionen seit 
 Beginn der Industrialisierung so gering wie heute, noch nie 
waren unsere Flüsse und Seen so sauber. Noch vorhandene 
Altlasten werden abgebaut. Durch die fortwährende Beach-
tung von Erkenntnissen aus Wissenschaft und Technik gelang 
es, das Problem der einst sauren Böden zu beheben, für Luft 
und Gewässer deutlich höhere Sauberkeit zu erreichen.
Trotz massiver, fast allein zuwanderungsbedingter Bevölke-
rungszunahme und daraus resultierendem Mehrverkehr, trotz 
höherer Wirtschaftsleistung und gesteigertem Wohlstand 
kann die Schweiz ihre Verpflichtungen bezüglich Umwelt-
schutz einhalten. Unser Land nimmt heute im Vergleich mit 
allen industrialisierten Ländern eine Spitzenposition ein – mit 
geringstem Schadstoffausstoss pro Kopf. Diese Entwicklung 
verdanken wir insbesondere dem wissenschaftlichen Fort-
schritt und dem Willen der Bevölkerung, der Umwelt Sorge 
zu tragen.

Bewährte Praxis vor weltfremder Theorie
Besorgniserregend ist das Vorgehen links-grüner Kreise, die 
ihre schrill vorgetragene Umweltpolitik regelmässig mit 
 Katastrophenmeldungen einleiten: Die Bevölkerung soll so in 
Angst und Schrecken versetzt werden.
Billige Stimmungsmache zwecks Umgehung demokratischer 
Entscheidfindung bekämpft die SVP. Sie setzt sich für seriöse 

Abklärung zum Verständnis der Zusammenhänge ein, bevor 
grosse Geldbeträge sinnlos verpulvert werden. Die Vergangen-
heit hat bewiesen, dass wissenschaftliche Grundlagen, Ver-
mittlung der Zusammenhänge und eine anschliessende kon-
sequente Umsetzung der Massnahmen eine erfolgreiche 
Umweltpolitik gewährleisten.
Die SVP bekämpft indessen planwirtschaftliche Ansätze im 
Umweltschutz und verlangt auch für die Umweltpolitik regel-
mässige Kosten-Nutzen-Abwägungen.

Keine neuen Abgaben und Gebühren
Hiesige Verwaltungen dürfen Normen und Ziele, die an inter-
nationalen Konferenzen von Funktionären festgelegt worden 
sind, nur als Leitlinien übernehmen, wenn sie ordnungsge-
mäss nach den Regeln der direkten Demokratie beschlossen 
worden sind. Denn auch für die Umweltpolitik gelten die  
Regeln der direkten Demokratie.
Überregulierungen fördern plakativen Pseudo-Umweltschutz 
und münden allzu oft in eine nicht hinzunehmende Finanz-
belastung der öffentlichen Haushalte. Während Jahren wur-
den und werden im Namen des Umweltschutzes neue Abgaben 
und Gebühren oder deren Erhöhung ohne Erfolgskontrolle 
gefordert. Die gestiegenen Abgaben auf Treibstoffe, Heizöl, 
Wasser und Strom belasten die Steuerzahler immer stärker. Im 
Gegensatz dazu werden die Versorgung und Entsorgung von 
Wasser, Abwasser und Abfall und das Recycling in den Ge-
meinden zweckdienlich und zu Selbstkosten geregelt. Die 
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Schweiz hat sich mit ihrem ausgezeichnet funktionierenden 
System der privaten und öffentlichen Entsorgung die Stellung 
des Recycling-Weltmeisters gesichert.
Im Blick auf die (längst als gescheitert erkannte) Energiestra-
tegie 2050 wird über das CO2-Gesetz eine regelrechte Gebüh-
ren- und Bussenlawine losgetreten, ohne dass die Schweiz 
 einen bemerkenswerten Einfluss auf weltweite Umweltentlas-
tung und Klimaveränderung leisten kann. Dank dem bisheri-
gen Energiemix sank der Anteil emittierter Treibhausgase 
 unter 1 Promille – ein weltweiter Rekordwert. Die SVP wird 
sich gegen alle unbegründeten Erhöhungen von Gebühren 
und Abgaben wehren und für eine nachvollziehbare, wir-
kungsvolle Umweltpolitik kämpfen.

Sinnvolle Lösungen für unsere Nachkommen
Unsere gute Umweltsituation ist darauf zurückzuführen, dass 
Wirtschaft und Bevölkerung von sich aus die Erkenntnisse des 
technischen Fortschritts anwenden und danach leben. Daraus 
sind viele private Initiativen, Innovationen, Produkte, Unter-
nehmen und sogar ganze Berufsbilder entstanden. Damit 
 wurde mehr Wirkung erzielt als mit staatlichem Zwang, Ver-
boten und der Anordnung von Strafen.
Die SVP wehrt sich gegen einseitig beschlossene, unrealisti-
sche Ziele wie die «2000-Watt-Gesellschaft». Sie befolgt dann 
internationale Standards und Beschlüsse, wenn diese von allen 
Staaten unterstützt und umgesetzt und im Rahmen der direk-
ten Demokratie übernommen werden.

Das Prinzip der Freiwilligkeit ist zusätzlich hochzuhalten, hat 
es doch dafür gesorgt, dass die Schweiz trotz schlechter 
 Ausgangslage und hoher Zuwanderung ihre Position in der 
Umweltpolitik deutlich verbessern konnte.
Die SVP steht für eine längerfristige Dekarbonisierung der 
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Die Zürcher SVP

 ● will, dass sorgsam mit der Umwelt, der Natur und der Landschaft um-
gegangen wird;

 ● anerkennt die Leistung von Wissenschaft, Technik und Wirtschaft  
zugunsten der Verringerung von Schadstoffen und Emissionen; 

 ● verurteilt rot-grüne Stimmungsmache und Schwarzmalerei über den 
Zustand der Umwelt sowie immer weiter gehende Vorschriften und  
Regulierungen;

 ● widersetzt sich immer weiteren Umweltabgaben und -gebühren, etwa 
im CO2-Bereich; 

 ● setzt auf technischen Fortschritt, private Initiativen, Produkte und Unter-
nehmen statt auf staatlichen Zwang und Verbote;

 ● bekämpft unrealistische Ziele linker Utopisten wie die «2000-Watt- 
Gesellschaft»; 

 ● setzt sich aktiv für unsere natürlichen Lebensgrundlagen ein und stellt 
die eigentlichen Umweltpraktiker, die in der Land- und Forstwirtschaft 
aktiv sind, ebenso ins Zentrum wie die Branche des Entsorgungs-
gewerbes. 
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Energieträger (Ersatz von Öl und Gas) – nicht weil sie glaubt, 
damit das Klima beeinflussen zu können, sondern um die 
Umwelt gegen Feinstaub und umweltschädliche Gase zu schüt-
zen und um wertvolle Grundstoffe für wichtigere Aufgaben 
nutzen zu können.

Umweltprobleme vorausschauend lösen
Die SVP setzt sich aktiv für unsere natürlichen Lebensgrund-
lagen ein und kennt die Bedeutung der Pflege des ländlichen 
Raums. Bauernfamilien, die traditionelle Wurzel der SVP, be-
wirtschaften seit Generationen den Boden und haben schon 
darum alles Interesse, mit ihrer Lebensgrundlage sorgsam 
umzugehen. Sie verhindern mit ihrer Arbeit Vergandung, Ver-
steppung und Verwüstung unserer Natur und erhalten damit 
die fruchtbare und einmalig schöne Schweizer Landschaft als 
Grundlage für die Versorgung der Bevölkerung mit Lebens-
mitteln und für den Tourismus. Die SVP setzt sich für ein ge-
rechtes Entgelt dieser wertvollen Dienstleistungen ein.
Eine Absage erteilt die SVP dagegen den ideologisch gepräg-
ten Katastrophenszenarien, aber auch den weltfremden Ini-
tiativen links-grüner Städte. Die Entstellung der Landschaft 
durch unrentable Windparks bekämpft sie ebenso wie die im 
Namen der Biodiversität aufgrund einer UNO-Resolution ver-
langte Versumpfung ertragreicher Böden.
Deutliche Begrenzung der Masseneinwanderung ist der Weg, 
das Gleichgewicht zwischen Natur und Nahrungsmittel-
produktion aufrechtzuerhalten.
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Schweiz hat sich mit ihrem ausgezeichnet funktionierenden 
System der privaten und öffentlichen Entsorgung die Stellung 
des Recycling-Weltmeisters gesichert.
Im Blick auf die (längst als gescheitert erkannte) Energiestra-
tegie 2050 wird über das CO2-Gesetz eine regelrechte Gebüh-
ren- und Bussenlawine losgetreten, ohne dass die Schweiz 
 einen bemerkenswerten Einfluss auf weltweite Umweltentlas-
tung und Klimaveränderung leisten kann. Dank dem bisheri-
gen Energiemix sank der Anteil emittierter Treibhausgase 
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sche Ziele wie die «2000-Watt-Gesellschaft». Sie befolgt dann 
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Die Zürcher SVP

 ● will, dass sorgsam mit der Umwelt, der Natur und der Landschaft um-
gegangen wird;

 ● anerkennt die Leistung von Wissenschaft, Technik und Wirtschaft  
zugunsten der Verringerung von Schadstoffen und Emissionen; 

 ● verurteilt rot-grüne Stimmungsmache und Schwarzmalerei über den 
Zustand der Umwelt sowie immer weiter gehende Vorschriften und  
Regulierungen;

 ● widersetzt sich immer weiteren Umweltabgaben und -gebühren, etwa 
im CO2-Bereich; 
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nehmen statt auf staatlichen Zwang und Verbote;

 ● bekämpft unrealistische Ziele linker Utopisten wie die «2000-Watt- 
Gesellschaft»; 

 ● setzt sich aktiv für unsere natürlichen Lebensgrundlagen ein und stellt 
die eigentlichen Umweltpraktiker, die in der Land- und Forstwirtschaft 
aktiv sind, ebenso ins Zentrum wie die Branche des Entsorgungs-
gewerbes. 
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Die Schweiz in der 
Welt von heute 

A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   96A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   96 09.10.23   14:5109.10.23   14:51

Die Schweiz  in  der  Welt  von heute 97

Selbstbestimmung  
statt Fremdbestimmung 

Die SVP steht ein für eine unabhängige, weltoffene Schweiz, die mit 
allen Staaten der Welt gute politische, wirtschaftliche und kulturelle 
Beziehungen pflegt, gleichzeitig aber über ihre Souveränität wacht und 
ihre Angelegenheiten selbst bestimmt. 

Die Schweiz als Nation erklärt sich aus der gemeinsam bestandenen 
Geschichte der Eidgenossenschaft. Dazu einigt das Land das Bekenntnis 
zum politischen Sonderfall mit den Staatssäulen Unabhängigkeit, 
Föderalismus, direkte Demokratie und dauernde bewaffnete Neutralität. 
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Unsere Heimat, unsere Schweiz
Die Schweiz wird geprägt von ihren Kulturen, ihrem Brauch-
tum und ihren Traditionen. Heimat beginnt im Kleinen, näm-
lich in der Familie, in der Nachbarschaft, im Dorf oder im 
Stadtquartier. Wer ein Gefühl für seine nähere Umgebung hat, 
setzt sich ein und übernimmt Verantwortung im Gemeinwe-
sen. Heimat ist Vertrautheit und das, was wir vermissen, wenn 
wir auswärts sind. Die Schweiz hat klare politische Wertvor-
stellungen und folgt noch nach über siebenhundert Jahren der 
«roten Linie» des Bundesbriefs von 1291.

Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung
Wir müssen uns weder schämen noch verkriechen noch ent-
schuldigen: Die Schweiz war noch nie eine Monarchie, ist nie 
einem Diktator hinterhergerannt und hat sich nicht von den 
mörderischen Utopien des roten oder braunen Sozialismus 
blenden lassen.

Bekenntnis zum Sonderfall
Der Widerwille gegen jede Art von Bevormundung – sei es 
von aussen oder von innen – bestimmte von Anfang an die 
Eidgenossenschaft. Der Wille zur Unabhängigkeit charakte-
risiert unsere Schweiz. Demokratische Mitbestimmung der 
Bevölkerung hat schon die Anfänge der Eidgenossenschaft 
geprägt. Unser heutiger Bundesstaat ist 1848 als demokratische, 
föderalistische Republik inmitten von europäischen Monar-
chien entstanden – und wenig später mit dem Ausbau der 

direkten Mitbestimmungsrechte des Volkes zur direkten De-
mokratie geworden – weltweit einzigartig.
Trotz ungünstiger äusserer Voraussetzungen sicherte diese 
Staatsordnung der Schweiz während zwei Jahrhunderten 
Frieden, Stabilität, Sicherheit und Wohlstand. Würde die 
Schweiz dieses Sonderfalls überdrüssig, wäre das Erfolgsmo-
dell Schweiz aufs Höchste gefährdet.

Angriff auf das Erfolgsmodell
Die Linke hatte schon immer ein gestörtes Verhältnis zu un-
serer Heimat. Ihr selbstquälerischer Umgang mit der Schweiz 
ist schändlich und schädlich. Denn wenn wir Schweizer uns 
nicht mehr zur Schweiz bekennen, dürfen wir uns nicht wun-
dern, wenn Migranten Parallelgesellschaften bilden oder wenn 
 extremistische Strömungen aufkommen.
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Die Zürcher SVP

 ● steht für eine unabhängige, weltoffene Schweiz, die mit allen Staaten 
der Welt gute Beziehungen pflegt;

 ● verteidigt die «roten Linien» des Bundesbriefs von 1291: nämlich 
Selbst bestimmung statt Fremdbestimmung; 

 ● bekennt sich zum weltweiten Sonderfall mit den Säulen Unabhängigkeit, 
direkte Demokratie, bewaffnete Neutralität und Föderalismus; 

 ● steht als einzige Partei uneingeschränkt zum bewährten Erfolgsmodell 
der Selbstbestimmung und der direkten Demokratie;

 ● bevorzugt einzigartige Schweizer Qualität statt der laufenden Über-
nahme von «internationalen Standards»; 

 ● verteidigt den Föderalismus und die Bürgerrechte auf allen Stufen. 
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Aber auch bei der politischen Mitte schwindet die Kraft, zur 
Schweiz zu stehen. Allein die SVP hält unsere Staatssäulen 
noch uneingeschränkt hoch. Die anderen Parteien wollen sie 
zerstören, indem sie der Schweiz den schleichenden EU-Bei-
tritt aufzwingen wollen. Sie akzeptieren fremdes Recht und 
fremde Richter, womit die Schweiz ihre Unabhängigkeit zu 
verlieren droht.
«Die Anderen» untergraben die direkte Demokratie, indem sie 
sich davon distanzieren und Volksentscheide nicht mehr um-
setzen. Sie geben die Neutralität auf, indem sie nach den Vor-
gaben der Mainstream-Medien in internationalen Konflikten 
Partei ergreifen.
Mit den vermeintlichen Grossen dieser Welt im UNO-Sicher-
heitsrat zu sitzen, ist ihnen wichtiger, als für die Unabhängig-
keit und Eigenständigkeit der Schweiz einzustehen. Dass die 
Preisgabe der Neutralität auch Krieg in unser Land ziehen 
kann, übersehen sie.

Schweizer Qualität statt «internationale Standards»
Dass die von der OECD und der UNO vorgegebenen «inter-
nationalen Standards» von Neutralität, direkter Demokratie, 
Föderalismus und Gemeindeautonomie nichts wissen wollen, 
kümmert die diesen internationalen Standards Ergebenen 
nicht. Wollen sie eine massiv höhere Mehrwertsteuer, büro-
kratisch festgelegte Einheitsstandards für die Sozialwerke und 
für die Finanzierung des Gesundheitswesens, für die Ausbil-
dung?

Die SVP zieht solcher Gleichschaltung die Schweizer Qualität 
entschieden vor.

Erfolgsrezept bewahren
Der Schweiz ist es immer dann gut gegangen, wenn sie dem 
Sonderfall Sorge getragen hat, andere nicht nachzuahmen 
suchte und international institutionalisierte Gleichschaltung 
niemals ohne sorgfältige Überprüfung und gegebenenfalls 
Anpassung übernahm.
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Aussenpolitik

A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   100A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   100 09.10.23   14:5109.10.23   14:51

Aussenpol i t ik  101

Schweizer Interessen wahren

Das Ziel der Schweizer Aussenpolitik ist in Artikel 2 der Bundes-
verfassung festgeschrieben: «Die Schweizerische Eidgenossen-
schaft schützt die Freiheit und die Rechte des Volkes und wahrt die 
Unabhängigkeit und Sicherheit des Landes.» Das Volk und   
die Kantone bestimmen als Souverän in Freiheit und Eigenverant-
wortung über die Geschicke und die Zukunft der Schweiz. Doch 
die in unserer Bundesverfassung verankerten Werte wie Freiheit, 
Selbstbestimmung, Unabhängigkeit und Neutralität werden von 
Bundesrat, Parlament, Bundesverwaltung, aber auch von Gerich-
ten und Rechtsprofessoren laufend und zunehmend unterwandert. 
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Neutralität wird ausgehöhlt
So schert sich heute das Eidgenössische Departement für aus-
wärtige Angelegenheiten (EDA) kaum mehr um eine neutrale 
und unparteiische Haltung in Konflikten. Diplomaten und 
Bundesräte lassen sich lieber im Scheinwerferlicht feiern und 
nehmen immer öfter unverhohlen Partei für eine Seite in 
machtpolitischen Auseinandersetzungen, in denen Bundes-
bern im Blick auf glaubwürdige Vermittlung und wirksame 
humanitäre Hilfe besser eine neutrale Haltung eingenommen 
hätte.

Es widerspricht auch der Neutralität, dass die Schweiz nun 
im UNO-Sicherheitsrat sitzt. Dies ist der Ort, wo die Gross-
mächte – sich dabei oft auch lahmlegend – über den sogenann-
ten Weltfrieden und somit auch über Kriege und Sanktionen 
bestimmen. Eine unparteiische Haltung einzunehmen, ist 
nicht möglich. Einmischung in das weltweite Gerangel um 
Macht und Ansehen hat die Schweiz nicht nötig. Sie weiss aus 
ihrer Geschichte, wie gefährlich das ist.

Der schleichende EU-Beitritt
Den gröbsten Verstoss gegen die aussenpolitischen Grundsät-
ze der Schweiz stellt die angestrebte «institutionelle Anbin-
dung» an die EU dar. Der Bundesrat und die EU wollen, dass 
die Schweiz sich der «dynamischen» EU-Rechtsentwicklung 
und EU-Rechtsprechung unterwirft. Es droht nicht nur der 
Zwang zur Übernahme fremder Gesetze. Deren Anwendung 
soll zusätzlich durch fremde EU-Richter auf der Grundlage 
fremden EU-Rechts überwacht und kontrolliert werden. Ein 
«Rahmenvertrag» – in Wahrheit ein Unterwerfungsvertrag – 
soll die «institutionelle Anbindung» der Schweiz in die 
EU-Bürokratie vollstrecken. Unser Land müsste die masslos 
fort schreitende Rechtsentwicklung der EU automatisch über-
nehmen, inklusive die Unionsbürgerschaft. Die Regulierungsflut 
würde von der EU noch stärker auf die Schweiz überschwappen. 
Zudem soll der EU-Gerichtshof bei Streitigkeiten die Schweiz 
verbindlich verurteilen dürfen. Allein die SVP führt den 
Kampf, um dies zu verhindern.
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Die Schweiz muss ihre Unabhängigkeit behalten, um ihre 
 direkte Demokratie, ihre Eigenständigkeit, ihren Wohlstand 
und ihren wirtschaftlichen Erfolg verteidigen zu können.

Auslandhilfe beschränken
Die Geschichte der Entwicklungshilfe ist eine einzige Abfolge 
von Enttäuschungen und Fehlschlägen – und auch der Kanton 
Zürich hat sich direkt und indirekt mit Milliarden daran 
 beteiligt. Die SVP widersetzt sich diesen kantonalen Zahlun-
gen ins Ausland. Angesichts der rekordhohen Entwicklungs-
hilfe-Aufwendungen des Bundes umso mehr.
Trotz jahrzehntelanger Zahlungen von immensen Summen 
durch den Westen geht es den Ländern auf dem afrikanischen 
Kontinent schlechter als früher. Bürgerkriege und Staatszer-
fall bedrohen viele Länder. Nach wie vor halten die Migra-
tionsströme von Süd nach Nord an. Sie lassen nur einen 
Schluss zu: Die teuren staatlichen Hilfsprojekte der letzten 
Jahrzehnte haben ihr Ziel verfehlt. Oft werden damit nicht 
nur öffentliche Mittel verschwendet; sie sichern nicht selten 
auch den Machterhalt diktatorischer, korrupter Regimes und 
Warlords.
Die SVP setzt sich insbesondere dafür ein, dass Entwicklungs-
hilfe ausschliesslich an jene Länder fliessen darf, die mit der 
Schweiz Rücküberführungsabkommen für Asylbewerber  
abgeschlossen haben, welche auch eingehalten werden. Das 
humanitäre Engagement der Schweiz ist aufrechtzuerhalten, 
bei der Entwicklungshilfe muss indessen aufgeräumt werden.

Gute Dienste sind gefragt
Die Schweiz hatte schon lange vor dem Strassburger Richter-
staat eine lange und glaubwürdige Tradition im humanitären 
Völkerrecht. Besonders zu fördern ist das Angebot von guten 
Diensten im Sinne des Völkerrechts. Statt Konferenztourismus 
zu betreiben und zu unterstützen, ist es zweckmässiger, ver-
feindeten Parteien eine sichere Infrastruktur anzubieten, in 
deren Rahmen sie unter sich eine Einigung suchen können. 
Ausserdem sei darauf hingewiesen, dass die Schweiz Sitz vieler 
internationaler Organisationen ist, nicht nur solcher der UNO, 
WHO und WTO in Genf, sondern auch des Weltpostvereins, 
des Internationalen Olympischen Komitees IOC, des Welt-
fussballverbands FIFA und insbesondere des aus einer 
schweize rischen Initiative entstandenen IKRK, der glaubwür-
digsten humanitären Institution überhaupt.

Unparteilichkeit zahlt sich aus
Der Bundesrat muss wieder zur dauernd bewaffneten, immer-
währenden und umfassenden Neutralität zurückkehren. Um-
fassende Neutralität fusst keineswegs allein auf rein juristisch 
und militärisch verstandener Neutralität (Neutralitätsrecht). 
Vielmehr muss die Schweiz ihre Neutralitätspolitik jederzeit 
konsequent und logisch im gesamten Handeln der Regierung 
in der Aussenpolitik glaubwürdig verfolgen: Unparteilichkeit 
und Nichteinmischung gegenüber allen Konflikten ist Ver-
pflichtung der Schweiz.
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Neutralität wird ausgehöhlt
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hätte.
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Macht und Ansehen hat die Schweiz nicht nötig. Sie weiss aus 
ihrer Geschichte, wie gefährlich das ist.
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fort schreitende Rechtsentwicklung der EU automatisch über-
nehmen, inklusive die Unionsbürgerschaft. Die Regulierungsflut 
würde von der EU noch stärker auf die Schweiz überschwappen. 
Zudem soll der EU-Gerichtshof bei Streitigkeiten die Schweiz 
verbindlich verurteilen dürfen. Allein die SVP führt den 
Kampf, um dies zu verhindern.
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Die Neutralität macht die Schweiz verlässlich und vertrauens-
würdig. Sie ist solider Pfeiler der Aussenpolitik des unabhängi-
gen Kleinstaates Schweiz, weil sie uns erlaubt, mit allen Staaten 
Austausch zu pflegen und Handel zu treiben. Die Schweiz be-
nötigt dafür eine glaubwürdige Verteidigungsbereitschaft in 
Form einer einsatzbereiten und bedrohungsgerechten Milizar-
mee mit genügend Personal, Finanzen und Material. Erst damit 
sichert sich unser Land allseitigen Respekt für seine Unabhän-
gigkeit und Neutralität. Der Bund darf keine einseitige Sank-
tionspolitik (diplomatisch, finanzpolitisch und wirtschaftlich) 
mittragen, auch nicht jene der UNO, der EU oder der OSZE. 

Beziehungen zur ganzen Welt
Die Schweiz hat ihre Bestrebungen zu intensivieren, mit allen 
Staaten und Kulturen Handel zu treiben und sich in diesem 
 Bereich nicht einseitig auf die EU zu fokussieren. Zu dieser 
 Aussenhandelspolitik gehört die bewusste Diversifikation durch 
ausgewogene Freihandelsabkommen mit möglichst vielen Staa-
ten, denn Handel ist die beste Grundlage für freundschaftliche 
Beziehungen und dauerhaften Frieden. Wirtschaftliche Ver-
knüpfungen sind auch Ausdruck von gegenseitigen gemein-
samen Interessen. Wirtschaftspolitische Beziehungen bedürfen 
keiner politischen Institutionen, Organisationen und Anbin-
dungsversuche. Das eigene Recht muss dem Recht bürgerferner 
internationaler Institutionen vorgehen. Vereinheitlichung und 
Gleichmacherei widersprechen sogar dem Freihandel. Denn 
Freiheit lebt von Konkurrenz und Wettbewerb.

Erfolgreiche Schweiz dank EWR-Nein
Die Bürgerferne und die Demokratiedefizite der Brüsseler Bü-
rokratie sind zu Recht Gegenstand markant wachsender Kri-
tik. Die Schweiz ist demgegenüber auf sämtlichen Ranglisten 
des wirtschaftlichen Erfolgs der EU überlegen: bezüglich 
Standortattraktivität, Wohlstand, Sozialsystem, Verschul-
dung, ja sogar bezüglich des Glücksgefühls der Bürgerinnen 
und Bürger. 
Wenn die Schweiz heute nicht Mitglied der EU ist, verdankt 
sie dies nicht den Eliten in Politik, Wirtschaft, Gesellschaft 
und Medien, sondern einzig dem Sonderfall der direkten De-
mokratie mit Mitspracherechten des Volkes. Und es ist das 
Verdienst der SVP, seit bald drei Jahrzehnten auf der Seite der 
Bevölkerung gegen den EU- und EWR-Beitritt gekämpft zu 
haben.
Interessanterweise läutete der Nichtbeitritt zum EWR  
entgegen allen Vorhersagen und Behauptungen nicht den 
Untergang der Schweiz ein. Unserem Land geht es seit den 
1990er-Jahren wirtschaftlich besser denn je – dies gerade we-
gen seiner Eigenständigkeit und Unabhängigkeit. So erstaunt 
es, dass im Verhältnis zur EU heute wieder die alte Leier 
ertönt: Ohne Anbindung oder ohne weitere Abkommen mit 
der EU würden wir in die Armut verfallen, posaunen Verwal-
tung und Wirtschaftsfunktionäre ins Land hinaus. Nichts als 
haltlose, unglaubwürdige Angstmacherei! 
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Die Zürcher SVP

 ● bekämpft die institutionelle Anbindung (Rahmenvertrag) an die EU und 
den schleichenden EU-Beitritt;

 ● widersetzt sich der Vorrangstellung von internationalem Recht  gegenüber 
der Bundesverfassung als oberste Rechtsquelle;

 ● verlangt die Gewährleistung von Freiheit, Selbstbestimmung,  Volksrechten 
und Neutralität als oberstes Ziel unserer Aussenpolitik;

 ● fordert vom Kleinstaat Schweiz statt Grossmachtallüren, Einmischung und 
Verurteilung die bewährte Leistung guter Dienste durch Diplomatie, IKRK 
und Korps für humanitäre Hilfe;

 ● will, dass die Schweizer Delegierten in internationalen Gremien wie UNO, 
OECD oder OSZE die Interessen einer unabhängigen Schweiz vertreten;

 ● widersetzt sich der Einsitznahme der Schweiz in den UNO-Sicherheitsrat;

 ● setzt sich ein für die Fortsetzung des bilateralen Weges mit der EU auf 
Augenhöhe;

 ● bekämpft die EU-Kohäsionsmilliarde ohne gleichwertige Gegenleistung;

 ● verlangt eine starke Kürzung der staatlichen Entwicklungshilfe und eine 
objektive, kritische Nutzenanalyse der einzelnen Projekte;

 ● fordert, dass die Entwicklungshilfe an die Rücknahme von Asylbewerbern 
gebunden wird und die Asylausgaben zur Entwicklungshilfe gezählt  
werden;

 ● strebt Freihandelsabkommen mit allen Staaten der Welt an, ohne sich auf 
die EU zu fixieren und ohne das nationale Interesse einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft preiszugeben.

Aussenpol i t ik  105

Keine Einbindung in die EU
Die Schweiz braucht zwar gute wirtschaftliche und freund-
nachbarschaftliche Beziehungen zur EU und ihren Mitglie-
dern; keinesfalls sind wir aber auf «staatliche Anbindung» an 
die EU angewiesen, die uns in die Unterwürfigkeit führt. 
 Bilaterale Beziehungen und Verträge in beidseitigem Interesse 
sind zu befürworten, nicht aber eine EU-Integrationspolitik, 
die als Endziel den EU-Beitritt anvisiert und uns derart in die 
Abhängigkeit von der EU verstrickt, dass schliesslich nur noch 
der Beitritt übrig bleibt.

Weitere Anpassungen an die EU dürfen nicht hingenommen 
werden. Wieso sollen wir uns einem offensichtlich schlech-
teren System angleichen, das geprägt ist von zunehmender 
 Armut, andauernder hoher Arbeitslosigkeit, Währungszer-
fall, Unmut, Bürokratie und Zentralismus? Die erfolgreichen 
 Werte der Schweiz, nämlich Freiheit, Unabhängigkeit, Neu-
tralität, direkte Demokratie und Marktwirtschaft müssen 
unablässig verteidigt werden.
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Milizarmee

Landesverteidigung als Kernauftrag
«Die Armee dient der Kriegsverhinderung und trägt bei zur Erhaltung des 
Friedens; sie verteidigt das Land und seine Bevölkerung.»

So lautet der Kernauftrag unserer Milizarmee gemäss Art. 51 der Bundesver-
fassung. Weil nach dem Fall der Mauer, dem Ende der Sowjetunion und dem 
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Scheitern des Sozialismus weitherum der Glaube vorherrschte, Kriege 
würden künftig der Vergangenheit angehören und es gebe nun eine 
«kollektive» Sicherheit, wurde auch die Schweizer Armee verschiedenen 
überhasteten Reformen unterzogen. Diese reichten von der «Armee 95» 
über die «Armee XXI» und den «Entwicklungsschritt 08/11» bis zur WEA 
(Weiterentwicklung der Armee). Von einst 600 000 Armeeangehörigen 
sind noch gut 100 000 übrig geblieben. Die Armee-Infrastruktur (Ver-
sorgung, Flugplätze, Kampfmittel, Sprengobjekte usw.) wurde massiv 
abgebaut und zentralisiert und damit verwundbar. Zudem macht die 
zentralisierte «Führung ab Bern» mit vielen «Büro-Generälen» die Armee 
schwerfällig. Fazit: Die «weiterentwickelte» Armee kann ihren verfas-
sungsmässigen Verteidigungsauftrag heute nicht mehr oder nur unzu-
reichend erfüllen. 
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Weckruf Ukraine-Krieg
Spätestens seit dem russischen Angriffskrieg gegen die  Ukraine 
(seit dem 24.2.2022) hat jedoch ein Umdenken stattgefunden. 
Die Leute erkennen wieder: Sicherheit und Verteidigungsfä-
higkeit sind die unverzichtbare Voraussetzung für Freiheit, 
Unabhängigkeit und Wohlstand. Nur eine starke Milizarmee 
mit einer klaren Strategie garantiert diese Sicherheit auch in 
Krisenzeiten und ist die massgeschneiderte Lösung für die Be-
dürfnisse der Schweiz. Sicherheit ist keine Selbstverständlich-
keit. Terroranschläge sind jederzeit und überall möglich. Wir 
sind deshalb verpflichtet, auch in Zukunft die nötigen Mittel 
für unsere Armee und die Landesverteidigung bereitzustellen.

Föderalismus erhalten
Leider sind auch die traditionsreichen Zürcher Truppen den 
«Armeereformen» zum Opfer gefallen. Der Kanton Zürich hat 
keine kantonalen Truppen mehr und ist nur noch Vollzugs-
organ von Bundesvorschriften. Der Kanton Zürich ist aber 
nach wie vor Eigentümer der Kaserne Zürich-Reppischtal (das 
Übungsgelände ist im Besitz des Bundes), des Ausbildungs-
zentrums für Bevölkerungsschutz in Andelfingen sowie 
Standortkanton der eidgenössischen Waffenplätze Dübendorf 
für die Fliegertruppen und Kloten-Bülach für die Übermitt-
lungsausbildung. Unser Kanton hat in Bundesbern die ent-
sprechenden Interessen zu vertreten.
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Für eine starke Milizarmee
Unsere Milizarmee, die untrennbar mit der allgemeinen 
Wehrpflicht verbunden ist, muss erhalten bleiben, so wie dies 
das Volk immer wieder bekräftigt hat. Denn der Auftrag der 
Armeeangehörigen, nötigenfalls mit ihrem Leben für die 
 Sicherheit unseres Landes und seiner Bevölkerung einzu-
stehen, kann nicht an Berufsmilitärs delegiert werden. Der 
verantwortungsbewusste Bürger in Uniform verhindert, dass 
sich die Armee aus Leuten zusammensetzt, die ihr aus  falschen 
(u. a. Rambo-) Motiven angehören. Nur die Miliz bietet zudem 
Gewähr, dass das vielfältige Wissen und Können verschie-
denster Berufe zugunsten der Landesverteidigung optimal ge-
nutzt und eingesetzt werden kann.

Armee als Versicherung
Die immerwährende, bewaffnete Neutralität hat unserem 
Land während Jahrhunderten Unabhängigkeit, Frieden und 
Freiheit gebracht. Die Armee sichert den Bürgerinnen und 
Bürgern letztlich Leib und Leben, das Eigentum, das eigene 
Staatsgebiet, aber auch die direktdemokratischen Rechte. Ein 
Land, das nicht selbst für seine Sicherheit sorgen kann oder 
will, ist nicht mehr souverän. Die Armee ist das letzte Mittel 
zur Verteidigung unserer Freiheit. Darum darf dieses letzte 
Mittel nie versagen.

Die Schweiz ist verletzlich
Leider ist der herbeigesehnte ewige Frieden unter den Völkern 
nicht zu erkennen; vielmehr nehmen Spannungen und krie-
gerische Auseinandersetzungen weltweit zu. Die Waffenpo-
tenziale werden massiv ausgebaut. Gewalt und Krieg bleiben 
im weltweiten Ringen um Macht, Rohstoffe, Wasser und reli-
giösen Einfluss bevorzugte Mittel. Die eigenständige Gewähr-
leistung der Verteidigungsbereitschaft bleibt für unseren 
Kleinstaat entscheidend. Unserer Sicherheitspolitik muss ein 
wirklichkeitsnahes Bedrohungsbild zugrunde liegen. Wir 
müssen mit Überraschungen und Unwägbarkeiten rechnen 
und solche Lagen mit den politischen, zivilen und militäri-
schen Verantwortlichen immer wieder üben.
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Zudem besteht eine verstärkte terroristische Bedrohung durch 
nichtstaatliche Akteure oder mögliche Cyberangriffe. Finanz- 
und Wirtschaftskrisen schaffen Begehrlichkeiten – bei leeren 
Kassen werden Staaten zu Räubern. Selbst wenn die Schweiz 
kaum Hauptziel von möglichen Aggressionen werden dürfte, 
sind feindselige Aktionen jederzeit möglich. Die Schweiz als 
Wasserschloss Europas, Drehscheibe für den internationalen 
Rohstoffhandel und wichtiger Finanzplatz hat nach wie vor 
viel zu verteidigen.

Genügend Mittel …
Die SVP will eine modern ausgerüstete, gut ausgebildete 
Verteidigungsarmee, die niemanden angreift, die aber unsere 
Unabhängigkeit eigenständig verteidigen kann und ihre 
 humanitären und Guten Dienste für eine friedliche Welt 
 leistet. Aus Sicht der SVP sind für die Armee Mittel von sieben 
Milliarden Franken pro Jahr und ein Sollbestand von mindes-
tens 140 000 Armeeangehörigen unabdingbar. Die SVP hat die 
Beschaffung des Kampfjets F-35 unterstützt und fordert auch 
eine moderne Boden-Luft-Verteidigung sowie leistungsfähige 
Bodentruppen. Zudem müssen Teile der Armee innert Stun-
den mobilisieren können, das Gros innert Tagen.

… und Soldaten
Um den Armeebestand langfristig sicherzustellen, muss die 
massive Abwanderung von Wehrpflichtigen in den bequemeren 
Zivildienst gestoppt werden. Waren es bei der Einführung des 
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Die Zürcher SVP

 ● verlangt, dass die Armee ihren Kernauftrag wieder erfüllen kann;

 ● fordert den Schutz wichtiger Infrastrukturanlagen in ausserordent lichen 
Lagen;

 ● bekennt sich zu einer hervorragend ausgebildeten Milizarmee und zu 
den nötigen finanziellen Mitteln;

 ● will die massive Abwanderung in den Zivildienst stoppen; 

 ● fordert eine moderne Armee, die sich auch den Herausforderungen im 
Bereich Cybersicherheit und hybride Kriegsführung stellt;

 ● verlangt eine hohe, bedrohungsgerecht abgestufte Mobilisierung der 
Armee;

 ● fordert die Beendigung von militärischen Auslandeinsätzen;

 ● will eine bündnisfreie Schweiz ohne Einbindung in die NATO und EU;

 ● fordert den Erhalt eines eigenständigen, liberalen Waffenrechts;

 ● verlangt mehr Frontverbände und weniger Armeeverwaltung.

M il izarmee 111

zivilen Ersatzdienstes einige hundert junge Männer, die der 
Armee verloren gingen, sind es seit der Einführung der prak-
tisch freien Wahl zwischen Militär- und Zivildienst jeweils 
6000 bis 7000 pro Jahr, Tendenz steigend. Mit Wehrgerechtig-
keit hat dies nichts mehr zu tun. Die SVP verlangt, dass die 
Abwanderung in den Zivildienst stark erschwert wird, sei es 
durch die Wiedereinführung einer Gewissensprüfung oder 
durch andere taugliche Massnahmen. Die bisher vom VBS 
vorgeschlagenen Modelle überzeugen nicht.

Keine Auslandeinsätze, keine Militärbündnisse
Unsere Armee muss den verhängnisvollen Irrweg der Inter-
nationalisierung verlassen. Schweizer Soldaten als Angehörige 
unseres neutralen Kleinstaates haben im Ausland nichts 
verloren. Gerade das Beispiel «Swisscoy» (Kosovo) beweist: 
Wer sich militärisch im Ausland engagiert, kommt «nicht 
mehr heraus». Denn die Verantwortlichen werden immer 
wieder behaupten, man sei fast – aber noch nicht ganz – am 
Ziel und müsse den Einsatz nochmals weiterführen. Zudem 
ist die Wirkung praktisch gleich null. Unsere Armee darf 
weder in die NATO noch in die gemeinsame Verteidigungs-
politik der EU integriert werden. Sie hat sich im Rahmen der 
immerwährenden, bewaffneten Neutralität auf den Schutz 
und die Verteidigung unseres Landes und seiner Bevölkerung 
zu konzentrieren.
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112  Aussenpol i t ik

Medien
Private Vielfalt statt  
staatliche Einfalt

Der Sinn von Artikel 17 unserer Bundesverfassung («Medien-
freiheit») könnte klarer nicht sein: «Die Freiheit von Presse, Radio 
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Medien 113

und Fernsehen sowie anderer Formen der öffentlichen fernmeldetech-
nischen Verbreitung von Darbietungen und Informationen ist gewähr-
leistet.», «Zensur ist verboten.» und «Das Redaktionsgeheimnis ist 
gewährleistet.» 

Das bedeutet: Die beste Medienpolitik ist keine Medienpolitik. Der 
«Nanny-Staat» hat uns auch nicht vor «Fake-News» zu schützen, zumal 
er während der Corona-Pandemie selbst fleissig log.

Es sind unabhängige, freie Medien (Presse, Radio, Fernsehen, Internet, 
Social Media) und vor allem der Wettbewerb zwischen ihnen, die eine 
lebendige und funktionierende Demokratie garantieren. Staatliche 
Beeinflussung wie auch übermässige Regulierungen sind Gift für die 
Freiheit und Meinungsvielfalt und führen zu einem Monopol. Genau 
das bekräftigte auch das Schweizer Volk mit dem Verwerfen der Vor-
lage zur «Medienförderung». Der Staat hat Medien nicht zu fördern, 
sondern in Ruhe zu lassen.
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114  Medien

Missbrauch des Begriffs «Service public»
Die Quasi-Monopolistin SRG kann ihre Marktmacht auf-
grund der kürzlich ausgebauten SRG-Konzessionen, die der 
Bundesrat erteilt hat, nun auch offiziell im Internet erweitern. 
Zwar hat die SRG aufgrund der «No Billag»-Abstimmung 
einige Versprechungen abgegeben, etwa bei der Unterscheid-
barkeit der Fernsehprogramme gegenüber privaten Anbie-
tern. Wenn aber gleichzeitig das staatliche Angebot im Inter-
net mit Steuergeldern ausgebaut wird, schafft dies neue 
Marktverzerrungen zu Lasten privater Anbieter.
Dem kann nur mit einer substanziellen Kürzung der finan-
ziellen Mittel für die SRG begegnet werden. Die SVP unter-
stützt darum die eidgenössische «SRG-Initiative». Damit 
könnten die Radio- und Fernsehgebühren auf maximal 
200 Franken jährlich zurückgefahren werden. Die Unterneh-
men müssen gänzlich davon befreit werden. Öffentlich-
rechtliche Sender sollen weiterhin Gebührengelder bekom-
men, Werbung soll ihnen aber nicht mehr erlaubt sein. 
Diese ist den privaten Anbietern vorbehalten, die im Gegen-
zug aber keine Gebührengelder bekommen sollen. 
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Die Zürcher SVP

 ● setzt sich für eine unabhängige und vielfältige Medienlandschaft ein;

 ● verlangt eine Beschränkung des Service public auf Leistungen, die 
zwingend bereitgestellt werden müssen und nicht von Privaten  erbracht 
werden können (Subsidiaritätsprinzip);

 ● fordert eine Senkung der Empfangsgebühren auf maximal 200 Franken 
jährlich sowie die gänzliche Befreiung der Unternehmen;

 ● bekämpft die Ausdehnung der staatlichen Förderung auf die SDA sowie 
auf private Online-Newsportale und weitere Medien;

 ● setzt sich ein für das duale System (Gebühren für die öffentlich- 
rechtlichen Sender, Werbung für die Privaten); 

 ● fordert, dass die Revision der SRG-Konzession sistiert und die  bestehende 
SRG-Konzession verlängert wird;

 ● lehnt Werbeverbote ab und will, dass alle Produkte, die legal erhältlich 
sind, beworben werden dürfen.

Medien 115
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 ● setzt sich für eine unabhängige und vielfältige Medienlandschaft ein;

 ● verlangt eine Beschränkung des Service public auf Leistungen, die 
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Weniger Staatskultur,  
mehr Volkskultur

Als Kultur verstehen wir ganz allgemein das, was Menschen an geisti-
gen, künstlerischen, gestalterischen Leistungen hervorbringen. Kultur 
muss gepflegt und gefördert werden. Gerade der freiheit liche, födera-
listische Staat muss ein geistiges Klima schaffen, das kulturelle Vielfalt 
fördert. Kultur darf keinesfalls als «Staatskultur» befohlen oder verord-
net werden. Der Staat soll seinen Bürgerinnen und Bürgern den Zu-
gang zu kulturellen Einrichtungen erleichtern. Auf Zensur, Gängelung 
und Ausgrenzung im Kulturbereich ist jedoch zu verzichten.
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Kultur ist Sache der Kultur
Kultur ist grundsätzlich weder Sache des Bundes noch der 
Kantone oder Gemeinden. Kultur ist – ganz einfach ausge-
drückt – Sache der Kultur. Denn eine öffentlich geförderte 
Kultur läuft immer Gefahr, dass sie dem kurzlebigen modi-
schen Zeitgeist huldigt, statt langfristig gültige Werte zu 
schaffen. Staatliche Kulturpolitik kann höchstens ergänzen-
den Charakter haben. Denn öffentliche Unterstützung ein-
zelner Projekte heisst immer auch Diskriminierung jener 
Projekte, die nicht gefördert werden. Privates Mäzenatentum 
oder Sponsoring sind besser geeignet, vielfältige Entwick-
lungen zu ermöglichen. Darum sind private Kulturstiftun-
gen und Spenden gezielt zu fördern und steuerlich zu be-
günstigen.

Gegen den linken Kulturfilz
Staatlich betriebene Kulturpolitik führt dazu, dass die poli-
tischen Entscheidungsträger jene Kultur gezielt unterstützen, 
die ihnen politisch entspricht. In den öffentlichen Kulturstif-
tungen und Vergabekommissionen von Förderpreisen haben 
sich seit einiger Zeit vornehmlich die Linken installiert. Im 
Stiftungsrat der Zürcher Filmstiftung sitzen die Stadtpräsi-
dentin von Zürich (SP), die kantonale Justizdirektorin (SP) 
und der ehemalige Stadtpräsident von Winterthur (SP). Vie-
le Kulturschaffende lassen sich – unbelastet von Sachkennt-
nis – von linken Parteien für politische Kampagnen, Parolen 
und Wahlkomitees einspannen. Dadurch kommt es zu 
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 korruptionsähnlichen Zuständen: Der linke Politkuchen un-
terstützt den linken Kulturkuchen – und umgekehrt.

Eine halbe Milliarde für Zürcher Kultur
Fast eine halbe Milliarde Franken beträgt die Summe, welche 
die Gemeinden und der Kanton Zürich an den Kulturbetrieb 
beitragen; davon stammen etwa vier Prozent aus Lotterie-
geldern. Die SVP bekämpft den Missstand, dass mit Geldern 
des kantonalen Lotteriefonds auch ausserkantonale und 
sogar ausländische Projekte finanziert werden – teilweise im 

Bereich der Entwicklungshilfe. Die Stadt Zürich richtet bei 
ihren «Kulturleitbildern» jeweils mit der besonders grossen 
Kelle an; das gehätschelte Kind der Stadt heisst «Soziokultur». 
Der Kanton Zürich gibt pro Kopf und Jahr rund 300 Franken 
für Kultur aus, der sparsamere Kanton Schwyz lediglich einen 
Viertel davon. Gerade der Kanton Schwyz kennt jedoch eine 
engagierte Laienkultur. Besonders kostenintensiv ist das vor 
rund 25 Jahren kantonalisierte Opernhaus Zürich. Öffentliche 
Beiträge von 80  Millionen Franken pro Jahr oder über 
300 Franken pro Sitz und Vorstellung sind auf Dauer nicht zu 
rechtfertigen, wenn das Opernhaus in Zukunft keine grössere 
Breitenwirkung erreicht.

Mehr Geld – mehr Abhängigkeit
Der «Kulturbotschaft» kann man entnehmen, in welch zent-
ralistische, staatsgläubige Richtung sich die Kulturförderung 
des Bundes weiter bewegen soll. Die Bundesausgaben für die 
Kultur fördern die Begehrlichkeiten und Ansprüche an den 
Staat und schaffen Abhängigkeiten, wo doch Kulturschaffen-
de unabhängig eine Kultur der Vielfalt leben sollten. Die SVP 
lehnt die nationale Kulturpolitik ab, die sogar die Inhalte der 
kantonalen und kommunalen Kulturpolitik aufeinander ab-
stimmen will.

Gegen EU-Kulturbürokratie
Die Kulturbürokraten des Bundes streben sogar den Aschluss 
an das EU-Bürokratiemonster «Kreatives Europa» an. Mit 
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diesem milliardenteuren Prestigeprojekt sollen europaweit 
250 000 Kulturschaffende, 2000 Kinos, 800 Filme und 4500 
Buch übersetzungen finanziell unterstützt werden. Diese zen-
tralistische Förderpolitik hat sich längst verselbstständigt und 
ist nicht mehr auf Publikum angewiesen.

Prestigekultur auch privat finanzieren
Die elitäre, professionelle Prestigekultur (Opernaufführungen, 
Schauspiele, klassische Konzerte, Kunstausstellungen) erfüllt 
eine wichtige, geistig bereichernde Funktion. Da sich die «ge-
hobenen» Institutionen und Veranstaltungen oft der prestige-
reichen Kultur widmen, finden sich leichter private Geldgeber. 
Darum ist nicht einzusehen, warum etwa das Zürcher Opern-
haus 85 Prozent des kantonalen Kulturbudgets beansprucht.

Für eine gelebte Volkskultur
Die Volkskultur lebt vom freiwilligen, meist unbezahlten En-
gagement und richtet sich an breite Kreise. Sie erfüllt weniger 
das Bedürfnis nach Belehrung, sondern sorgt für Unterhal-
tung. Laientheatergruppen, Musikvereine, Chöre, Tanzforma-
tionen, Fasnachtsgesellschaften und dergleichen sind in den 
Dörfern und Stadtquartieren wichtige Kulturträger. Sie schaf-
fen zumeist ohne öffentliche Unterstützung eine Volkskultur, 
die den Bedürfnissen des Publikums entspricht und darum 
besondere ideelle Unterstützung verdient. 
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Die Zürcher SVP

 ● verlangt eine ständige Überprüfung der Leistungen staatlich geför derter 
Kulturprojekte durch die zuständige kantonale Fachstelle;

 ● bekämpft den linken, korruptionsähnlichen Kulturfilz;

 ● will nicht, dass der Zürcher Lotteriefonds ausserkantonale und sogar 
ausländische Projekte unterstützt;

 ● hinterfragt die nach wie vor zu hohen Kantonsbeiträge ans Zürcher 
Opernhaus;

 ● kämpft gegen den Führungsanspruch der Kulturpolitik des Bundes und 
gegen die EU-Kulturbürokratie;

 ● anerkennt die Leistungen der Spitzenkultur, verlangt aber, dass sich 
diese vermehrt auch privat finanziert;

 ● unterstützt die gelebte Volkskultur mit ihrer Nähe zur breiten 
 Bevölkerung;

 ● verlangt im Kulturbereich mehr Markt, Wettbewerb und kommer ziellen 
Erfolg dank Nähe zum Publikum.

Mehr Markt in der Kultur
Die Kultur hat durchaus auch mit Marktwirtschaft und den 
Gesetzen von Angebot und Nachfrage zu tun, und der Wett-
bewerb der Ideen soll auch hier spielen. Eine Produktion, die 
am Publikum vorbeizielt, ist sinnlos. Kommerziellen Erfolg 
soll jene Kultur haben, die dem Publikum gefällt. Wer Kitsch 
oder seichte Unterhaltung geniessen will, soll dies ebenso 
können wie jene, die Performances jenseits des «guten Ge-
schmacks» lieben. Nur dürfen beide Richtungen nicht durch 
die Öffentlichkeit finanziert werden.
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Mensch, Familie 
und Gemeinschaft
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Eigenverantwortung statt  
Bevormundung

Die SVP befürwortet das Streben jedes Menschen nach Glück und 
Zufriedenheit. Individuelle Entscheide müssen in Selbstverantwortung 
geschehen; es darf nicht sein, dass am Schluss der Staat über das Gelin-
gen oder Scheitern von privaten Lebensentwürfen entscheidet oder 
diese finanziert. Die Familie muss auch in Zukunft ihre Rolle als tragen-
de Säule der Gesellschaft spielen. Dazu braucht sie grosse Freiräume 
und möglichst wenig Eingriffe des Staates.
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Keine Verstaatlichung der Familie
Der Staat greift zunehmend in die Familiengestaltung ein, 
 indem er gewisse Familienformen bevorzugt. So diskriminieren 
etwa staatliche Subventionen und Steuererleichterungen für 
Krippenbetreuung die traditionelle Familie. Der Staat interve-
niert auch dort, wo die Gesellschaft problemlos funktioniert, 
und zahlt zum Beispiel an Kinderkrippen für Eltern, die dies 
finanziell nicht nötig haben. Der Verdacht liegt nahe, dass diese 
Massnahmen helfen sollen, die Gesellschaft zu verändern. Der 
Staat mischt sich so immer mehr in die Erziehung der Kinder 
ein, anstatt sich auf seinen Bildungsauftrag zu beschränken.

Familien stärken
Die Familie und mit ihr die Ehe zwischen Mann und Frau 
bilden die Grundlage unserer Gesellschaft. Eltern und Kinder 
verdienen den besonderen Schutz des Staates. Elternpaare oder 
Alleinerziehende tragen die Verantwortung für die Erziehung 
und Entwicklung ihrer Kinder und geben ihnen Liebe und 
Geborgenheit. Dabei lernt das Kind Hilfe und Rücksicht-
nahme sowie die Fähigkeit, Konflikte auszutragen.

Missbrauch der Schule
Aufgrund vermeintlicher Missstände wird gerne die Schule 
zur Problemlösung herangezogen, sei es im Bereich der  
Sexualerziehung, im Umgang mit Medien und Konsum oder 
bei der «politischen Bildung» beziehungsweise einseitigen  
rot-grünen Beeinflussung. Ein freiheitliches Verständnis geht 
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 davon aus, dass Eltern die Verantwortung für die Erziehung 
ihrer Kinder tragen und Lehrerinnen und Lehrer diese 
 Themen und Bereiche selbst in Eigenverantwortung in den Un-
terricht einbauen können.

Kein Kampf zwischen den Geschlechtern
Männer und Frauen sollen einander ergänzen. Nicht das  
Geschlecht, sondern einzig die Eignung soll darüber entschei-
den, wer welche Funktionen oder welches Amt bekleidet. Glei-
che Rechte und gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit und 
Leistung für Mann und Frau sind für die SVP eine Selbst-
verständlichkeit. Diesem Ziel dienen weder staatliche Gleich-
stellungsbüros noch sonstige bürokratische Regelungen wie 
Lohnpolizei oder Quoten. Die SVP wehrt sich gegen Gleich-
macherei und setzt auf das eigenverantwortliche partner-
schaftliche Engagement von Mann und Frau in Familie, Ge-
sellschaft, Beruf und Politik.

Problematische Gleichmacherei
Die Ehe zwischen Mann und Frau soll geschwächt werden, 
indem dieser Verbindung alle möglichen Formen des Zusam-
menlebens gleichgestellt werden. So wird beispielsweise die 
Gleichstellung von Polygamie (Vielehe) diskutiert. Auch will 
man Mechanismen einrichten, wonach mit Kindern zusam-
menlebenden Erwachsenen nach einer gewissen Zeit automa-
tisch der Status Familie zugestanden wird. Dem Missbrauch 
und der Willkür wird damit Tür und Tor geöffnet. Probleme 

beim Erbrecht, bei den Sozialversicherungen, beim Schei-
dungsrecht, beim Unterhalt oder beim Steuerrecht sind vor-
programmiert. Solche «Reformen» führen nicht zu einer libe-
ralen Gesellschaft, sondern zu einer Verstaatlichung des 
Privatlebens. Sie bedrohen wichtige gesellschaftliche Zellen 
wie die Familie, Vereine, Stiftungen, Kirchen, Nachbarschaften 
sowie Dorf- und Quartiergemeinschaften, die unabhängig 
vom Staat existieren.

Alleinstehende nicht diskriminieren
Im Kanton Zürich bestehen 40 Prozent der Haushalte aus 
 alleinstehenden Personen. Die Gesellschaft darf nach Ansicht 
der SVP die Alleinstehenden weder diskriminieren noch darf 
sie der Staat ungebührlich zur Kasse bitten. Vielmehr leisten 
auch Alleinstehende und Einzelhaushalte ihren Beitrag an die 
Gemeinschaft, da sie die Infrastrukturen für Familien, Kinder 
und Ausbildung mitfinanzieren, ohne direkt davon zu profi-
tieren. Auch sind sie oft gute Konsumenten und leisten damit 
einen wichtigen Beitrag an unsere Volkswirtschaft.

Die Jugend – unsere Zukunft
Kleinkinder benötigen eine feste Bezugsperson, damit ihre 
spätere psychische Stabilität nicht gefährdet wird. Staatliche 
Institutionen wie Kinderkrippen usw. sollen und können die 
elterliche Liebe und Fürsorge nicht ersetzen. Wichtig sind für 
unsere Jugend neben Unterstützung und Anerkennung gute 
Entwicklungs-, Ausbildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten. 

A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   125A232197_00_SVP_Parteiprogramm_SVP_Zuerich_Layout.indd   125 09.10.23   14:5209.10.23   14:52



124  Medien
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Die SVP unterstützt Vereine und Jugendverbände als wichtige 
Träger für eine sinnvolle Lebens- und Freizeitgestaltung.

Für aktive Senioren
Unsere betagten Mitmenschen haben nach einem langen  
Arbeitsleben Anrecht auf einen angemessenen Wohlstand, 
medizinische Versorgung und  – wenn nötig  – genügende  
Betreuung. Die ältere Generation soll am gesellschaftlichen 
Leben mitwirken und selbstständig wohnen können, solange 
es ihre geistigen und körperlichen Kräfte gestatten. Alters-
grenzen sind deshalb möglichst flexibel zu gestalten. Die SVP 
schenkt der Sicherung der erreichten Altersversorgung volle 
Beachtung und setzt sich dafür ein, dass auch die spital-
externe Hauspflege nach dem Solidaritätsprinzip unterstützt 
wird. Alterszentren sind so zu bauen, dass die Betagten Leben 
um sich haben und andere Menschen treffen können.

Freie Meinungsäusserung ohne Maulkorb
Die 1994 vom Volk knapp akzeptierte Rassismus-Strafnorm 
ist abzuschaffen. Die sich stets, auch auf Stammtisch und 
Fasnachtsverse ausweitende Gerichtspraxis zeigt die Absurdität 
dieser Strafnorm. Der Rückgriff aufs Strafrecht, um Meinungen 
zu verurteilen oder jene einzuschüchtern, die diese vertreten, 
ist zutiefst undemokratisch. Eine freiheitliche Demokratie ist 
noch nie an zu viel Meinungsäusserungsfreiheit gescheitert – 
aber an zu wenig. 

Mehr Wertschätzung für ehrenamtliche Arbeit
Wertvolle Arbeit wird nicht nur am bezahlten Arbeitsplatz 
geleistet, sondern Tag und Nacht auch im privaten Kreis, sei 
es in Form von Nachbarschaftshilfe, Pflege von Angehörigen 
oder Betreuung der Kinder. Diese Arbeit wird mehr und mehr 
abgewertet und mit dem Schlagwort «Professionalisierung» 
an den Rand gedrängt. Staatliche Institutionen wie Kinder-
krippen oder Mittagstische können die elterliche Liebe und 
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 ● setzt sich für Eigenverantwortung und Selbstbestimmung der Familien 
ein und wendet sich gegen die zunehmende Verstaatlichung von  
Familien und Kindern;

 ● verlangt, dass die Familie als kleinste und wichtigste Zelle unserer 
Gesellschaft in Freiheit und ohne staatliche Bevormundung leben kann;

 ● will keine Vielehen und keine absolute Gleichstellung der gleich-
geschlechtlichen Partnerschaft mit der Ehe;

 ● lehnt einen staatlich diktierten Vaterschafts- oder Elternurlaub ab;

 ● anerkennt Frau und Mann als gleichberechtigte Partner in Beruf und 
Gesellschaft;

 ● widersetzt sich der Diskriminierung Alleinstehender;

 ● unterstützt gute Entwicklungs- und Ausbildungsmöglichkeiten für  
unsere Jugend;

 ● fördert eine ältere Generation, die so lange wie möglich am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen kann;

 ● lehnt staatliche Quotenregeln und sogenannte Genderpolitik ab;

 ● fordert die Abschaffung der Gleichstellungsbüros und sonstiger Ämter, 
die das Privatleben staatlich reglementieren und die Gesellschaft  
umerziehen wollen;

 ● will keine zentral vorgeschriebenen Tagesstrukturen, sondern  sinnvolle 
Angebote auf der Stufe der Gemeinde, wo ein Bedürfnis besteht und die 
Finanzierung primär privat erfolgt;

 ● unterstützt das Zusammenleben in Familie, Vereinen,  Nachbarschaften, 
Kirchen, Dorf- und Quartiergemeinschaften;

 ● verlangt die Stärkung der Meinungsäusserungsfreiheit durch  Aufhebung 
der Rassismus-Strafnorm.
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Fürsorge nicht ersetzen. Die Erziehung der Kinder liegt von 
deren Geburt an bis zur Volljährigkeit in der Verantwortung 
der Eltern und kann nicht an den Staat delegiert werden. 
Wichtig ist für unsere Jugend neben guten beruflichen Ent-
wicklungs-, Ausbildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten 

auch ein Umfeld, das ihnen Wertschätzung entgegenbringt 
und in dem sie ihre Persönlichkeit weiterentwickeln können. 
Die SVP unterstützt daher auch Vereine und Jugendverbände 
als wichtige Träger für eine sinnvolle Lebens- und Freizeit-
gestaltung und würdigt die Ehrenamtlichkeit.
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Sport
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Gut für Körper und Geist

Sportliche Betätigung steht wie nur wenige andere Lebensbereiche für 
Freude, Leistung und Fairness. Sportliche Aktivitäten verschaffen dem 
Menschen körperliches und geistiges Wohlbefinden und erhalten seine 
Leistungsbereitschaft. Die SVP unterstützt den Breiten-, Schul-, Ju-
gend- und Behindertensport und ganz besonders die freiwillige, 
ehrenamtliche Tätigkeit in Sportvereinen sowie die leistungssportli-
chen Aktivitäten. Die Rahmenbedingungen für Sportvereine sind etwa 
durch unbürokratische, kostengünstige Nutzungsmöglichkeiten öffent-
licher Infrastrukturen zu verbessern.
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Sinnvolle, gesunde Freizeitgestaltung
Die sportliche Betätigung erlaubt Jung und Alt eine sinnvolle, 
gesunde Freizeitgestaltung. Während die Linken über die 
mangelnde Integration ausländischer Jugendlicher jammern, 
setzt sich eine Vielzahl unserer Mitbürger als Trainer und Ver-
einsverantwortliche im Einzel- und Mannschaftssport genau 
dafür aktiv ein. In den Vereinen und Verbänden lernen Junge 
schon frühzeitig, Verantwortung und Führungsfunktionen zu 
übernehmen und im Team Erfolg zu haben. Der Sport bildet 
eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung und wertvolle Lebens-
schule. Er fördert den Leistungs- und Durchhaltewillen und 
bringt manche Jugendliche von der Strasse weg. Damit sinkt 
ihr Risiko, in die Drogensucht oder gar in die Kriminalität 
abzugleiten.

Sport in der Schule
Qualifizierte Sportlektionen unter Anleitung von befähigten 
Lehrerinnen und Lehrern sollen Kindern und Jugendlichen 
Spass an Ausdauer, Bewegung und Spiel vermitteln. Der Schul-
sport bietet Abwechslung zum sitzenden, kopflastigen Schul-
unterricht, der Breiten- oder Leistungssport einen Ausgleich 
zum Berufsalltag. Abgesehen vom Schulunterricht und den 
Infrastrukturen ist der Sport jedoch keine primäre Staats-
aufgabe.
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Spitzensport motivierend für Breitensport
Höchstleistungen von Spitzen- und Leistungssportlern  
motivieren die Jugend und breite Bevölkerungskreise zur 
sportlichen Betätigung. Sportliche Talente sollen durch ein 
Ausbildungsangebot gefördert werden, das die schulische 
und/oder berufliche Ausbildung mit einer professionellen 
sportlichen Ausbildung verbindet. Die Bereiche Sport und 
Gesundheit (z. B. Prävention und Rehabilitation) sind besser 
zu vernetzen. Die SVP setzt sich ein für Fairness und be-
kämpft Spielmanipulationen, Doping und Gewalt.

Die Zürcher SVP

 ● begrüsst sportliche Betätigung zur Förderung von Freude, Leistung und 
Fitness;

 ● unterstützt den Breitensport für die Gesundheitsprävention und die 
soziale Integration;

 ● anerkennt den Schulsport als wichtigen körperlichen Ausgleich zur 
kopflastigen Ausbildung;

 ● sieht mit Sorge, dass selbst Kleinstanlässen mit Auflagen und übertrie-
bener Bewilligungspraxis grosse Hindernisse in den Weg gelegt  
werden;

 ● fordert unbürokratische und kostengünstige Nutzungsmöglichkeiten 
bestehender öffentlicher Infrastrukturen (Sportplätze, Hallen usw.) für 
die wichtige Arbeit der Sportvereine;

 ● fordert und unterstützt die in den Vereinen und der Organisation von 
Sportanlässen geleistete Freiwilligenarbeit; 

 ● bekennt sich zum Spitzensport und dessen Vorbildwirkung für Jugend 
und breite Bevölkerung;

 ● steht ein für Fairness und bekämpft Doping, Wettbetrug und Gewalt in 
der Sportwelt.
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sportlichen Ausbildung verbindet. Die Bereiche Sport und 
Gesundheit (z. B. Prävention und Rehabilitation) sind besser 
zu vernetzen. Die SVP setzt sich ein für Fairness und be-
kämpft Spielmanipulationen, Doping und Gewalt.

Die Zürcher SVP

 ● begrüsst sportliche Betätigung zur Förderung von Freude, Leistung und 
Fitness;

 ● unterstützt den Breitensport für die Gesundheitsprävention und die 
soziale Integration;

 ● anerkennt den Schulsport als wichtigen körperlichen Ausgleich zur 
kopflastigen Ausbildung;

 ● sieht mit Sorge, dass selbst Kleinstanlässen mit Auflagen und übertrie-
bener Bewilligungspraxis grosse Hindernisse in den Weg gelegt  
werden;

 ● fordert unbürokratische und kostengünstige Nutzungsmöglichkeiten 
bestehender öffentlicher Infrastrukturen (Sportplätze, Hallen usw.) für 
die wichtige Arbeit der Sportvereine;

 ● fordert und unterstützt die in den Vereinen und der Organisation von 
Sportanlässen geleistete Freiwilligenarbeit; 

 ● bekennt sich zum Spitzensport und dessen Vorbildwirkung für Jugend 
und breite Bevölkerung;

 ● steht ein für Fairness und bekämpft Doping, Wettbetrug und Gewalt in 
der Sportwelt.
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Darum braucht es eine starke SVP

Die Bürgerinnen und Bürger haben die SVP in den letzten Jahren  
in der Schweiz wie im Kanton Zürich zur wählerstärksten Partei  
gemacht. Das erfüllt die Gegner der SVP nicht mit Freude. Sie wollen 
eine schwache SVP im Bundesrat, in den Kantonsregierungen, in den 
Stadt- und Gemeinderäten wie in den Parlamenten aller Stufen. Die 
SVP macht aber nicht Politik für ihre politischen Gegner, sondern für 
die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes. Das ist ziemlich genau das  
Gegenteil der Politik unserer Gegner.
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Keine bequeme Pseudoharmonie
Warum wollen die andern eine schwache SVP? Nur schwache 
Parteien können starke Gegner nicht ertragen. Doch unsere 
direkte Demokratie lebt davon, dass wir alle Themen kontro-
vers behandeln. Dazu braucht es unterschiedliche Köpfe. 
Wenn alle gleich denken, erreichen wir nur eine Pseudo-
harmonie, das Gegenteil von guten Lösungen. Gute Lösungen 
muss man sich erarbeiten, erstreiten und erkämpfen. Dazu 
braucht es starke Vertreter in allen Parteien.

Grundsätze als politischer Kompass
Warum braucht es eine starke SVP? Weil wir gute Grundsätze 
vertreten. Wer als Parteivertreter nicht weiss, wofür seine 
Partei grundsätzlich steht, wird in den konkreten Fragen immer 
scheitern oder die falsche Politik betreiben. Wer aber den 
Kompass richtig einstellt, wird seinen Weg und das richtige 
Ziel finden. Ist der Kompass aber erst einmal richtig eingestellt, 
kann die Lösung im konkreten Fall nicht falsch sein. Darum 
ist es wichtig, Grundsätze zu haben und an ihnen festzuhalten. 
Die SVP hat ihren Wählerauftrag zu erfüllen. Die Bürgerinnen 
und Bürger wählen die SVP, weil sie an unsere Grundsätze, an 
unsere Lösungen, an unsere Durchsetzungskraft glauben.

Festhalten an den Grundsätzen
Wenn die SVP ihre Arbeit richtig macht, dann bringt sie ihre 
Grundsätze überall ein, in den Gemeinden, im Kanton und 
im Bund. Politik hat man dort zu betreiben, wo sie sich auf-
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drängt: in den Parlamenten, Regierungen und Behörden, vor 
allem aber auch mit den Mitteln der direkten Demokratie. 
Aufbauend auf dem Boden der Wirklichkeit, den Problemen 
offen in die Augen schauend, Klartext redend, die Lösungen 
unbeirrt auch gegen Anfeindungen vertretend – das alles hat 
die SVP stark gemacht. 

Das Wichtigste neben dem Festhalten an den Grundsätzen ist 
der Durchhaltewille. Darum nehmen die Vertreter der SVP 
auch einen beschwerlichen Weg auf sich. Denn sie alle wissen: 
Je weniger die SVP-Politiker an sich selbst denken, desto mehr 
denken die Wählerinnen und Wähler an sie.
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Stehen Sie gemeinsam mit der SVP
für die Schweiz ein!

Unterstützen Sie die SVP mit einer Spende auf das  
Postkonto: 80-35741-3 oder
IBAN: CH17 0900 0000 8003 5741 3

Vielen Dank.
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